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Die Reserven reichen, aber nur knapp 
NATIONALBANK Das Ergeb-
nis der Notenbank ist tiefrot. 
Trotzdem zahlt sie den  
Kantonen und dem Bund  
1 Milliarde Franken aus. Diese 
freuen sich und denken schon 
ans nächste Jahr. 

ROMAN SCHENKEL UND ROGER RÜEGGER 
wirtschaft@luzernerzeitung.ch

«Ich bin froh, dass es zu diesem Er-
gebnis gekommen ist», sagt Zugs Finanz-
direktor und Präsident der Konferenz 
der kantonalen Finanzdirektorinnen und 
-direktoren, Peter Hegglin, zum herben 
Jahresverlust, den die Schweizerische 
Nationalbank (SNB) für das Jahr 2015 
erwartet. Wenn ein Verlust von 23 Mil-
liarden Franken Erleichterung und Freu-
de auslöst, herrscht Erklärungsbedarf. 
Erleichterung herrscht, weil der Verlust 
«nur» 23 Milliarden Franken beträgt. 
Wäre er höher ausgefallen, hätte die 
Nationalbank zu wenige Reserven ge-
habt, um eine Dividende auszuzahlen. 
So aber können sich die Kantone und 
der Bund trotz des hohen Verlustes über 
eine Ausschüttung in der Höhe von 
1 Milliarde Franken freuen. Dabei gehen 
zwei Drittel an die Kantone und ein 
Drittel an den Bund.

Die Ausschüttung erfolgt, weil die Aus-
schüttungsreserve gut genug gefüllt ist, 
wie die SNB gestern mitteilte. Den Rück-
stellungen für Währungsreserven weist 
die Nationalbank rund 1,4 Milliarden 
Franken zu. Die Rückstellungen und der 
Jahresverlust von zusammen 24,5 Milliar-
den Franken sind damit geringer als die 
Ausschüttungsreserve von 27,5 Milliar-
den. Der daraus resultierende Bilanz-
gewinn ermöglicht der Notenbank trotz 
Jahresverlust eine Dividendenauszahlung 

von 15 Franken je Aktie sowie die Aus-
schüttung an Bund und Kantone. Danach 
beträgt die Ausschüttungsreserve aller-
dings nur noch 2 Milliarden Franken.

Unerwartet, aber erfreulich 
Dieses Jahr aber können sich Bund 

und Kantone auf den ordentlichen und 
in Zeiten klammer Kassen willkomme-
nen Zustupf von 1 Milliarde Franken 
freuen. Gut die Hälfte aller Kantone 
hatte im Budget für dieses Jahr fest mit 
dem Geld gerechnet. Andere Kantone 
waren pessimistischer. Manche von ih-

nen können jetzt dank des nicht ein-
geplanten Geldes wohl gerade noch rote 
Zahlen vermeiden. 

Die Nationalbank-Gelder nicht bud-
getiert hat zum Beispiel der Kanton Uri: 
«Aufgrund der Quartalsergebnisse der 
SNB vom Sommer und vom Herbst 2015 
konnte nicht damit gerechnet werden», 
sagt Uris Finanzdirektor Josef Dittli. 
Deshalb habe der Kanton Uri keine 
Gewinnausschüttung in den Voran-
schlag 2016 eingestellt. Mit dieser nicht 
zu erwartenden Ausschüttung werde 
sich nun die Rechnung 2016 gegenüber 

dem Budget 2016 um 2,92 Millionen 
Franken verbessern auf ein Plus von 
insgesamt 3,4 Millionen Franken. «Das 
Ergebnis ist erfreulich, auch wenn Ge-
winnerzielung nicht zum Auftrag der 
SNB gehört», so Dittli weiter. 

Die hohe Ausschüttungsreserve von 
rund 27 Milliarden Franken ermögliche 
trotz des hohen Verlustes der SNB die 
vereinbarungsgemässe Ausschüttung 
von 1 Milliarde Franken an Bund und 
Kantone. Das weise darauf hin, dass die 
vereinbarte Ausschüttung von 1 Milliar-
de Franken auch in Zeiten grosser Ge-

winnschwankung der SNB dem Ver-
stetigungsziel angemessen sei. 

Steuerzwanzigstel für Luzern
Die Ausschüttung freut den Luzerner 

Finanzdirektor Marcel Schwerzmann, 
obwohl diese in der Kantonsrechnung 
faktisch zu keiner Änderung führt. «Wir 
haben die 32 Millionen Franken bud-
getiert, so gesehen verläuft alles plan-
mässig. Die Summe entspricht einem 
Steuerzwanzigstel und ist nicht unerheb-
lich. Es ist ein sehr guter Start ins Jahr.»

Auch der Kanton Nidwalden hat im 
Budget den vollen Betrag von 3,4 Millio-
nen Franken am Anteil des Reingewinns 
der Nationalbank budgetiert. «Mit Be-
friedigung nehmen wir davon Kenntnis, 
dass sich die Überlegungen der Regierung 
als richtig erwiesen haben», sagt der Nid-
waldner Finanzdirektor Alfred Bossard.

Ausschüttung vor Neuverhandlung 
«Das Ergebnis der SNB heisst, dass 

die kantonalen Budgets entlastet werden 
und der Druck auf weitere Sparmass-
nahmen geringer ist – vielleicht auch in 
Bezug auf Steuererhöhungen», sagte Pe-
ter Hegglin. Der Zuger Finanzdirektor 
betont, dass die Ausschüttung von 1 Mil-
liarde vertraglich festgelegt sei. Das Ab-
kommen sei zur Stabilisierung der Aus-
schüttung vereinbart worden. Allerdings 
laufe es mit dem Geschäftsjahr 2015 aus. 
Die Vereinbarung galt seit 2011.

Bald werde die Abmachung neu ver-
handelt, erklärte Hegglin. Die Federfüh-
rung dabei habe der Bund, die Kantone 
würden angehört. Er gehe davon aus, 
dass es auch längerfristig bei einer Aus-
schüttung von 1 Milliarde Franken blei-
be. Es würden wohl nur Details korrigiert. 
Klar ist, dass sich die Kantone mehr 
Sicherheit wünschen. Die ständige Un-
sicherheit, ob die Gelder aus Bern nun 
kommen oder nicht, bereitet manchem 
kantonalen Finanzdirektor Probleme. 
Immerhin geht es je nach Kanton um 
bis zu 3 Prozent des ganzen Budgets.

Der Sitz der Schweizerischen Nationalbank am Berner Bundes-
platz. Derzeit wird das Gebäude umgebaut.

 Keystone/Peter Klaunzer

Heineken Schweiz 
mit neuem Chef  
EICHHOF sda. Das Bier- und Getränke-
unternehmen Heineken Switzerland mit 
Sitz in Luzern wird ab Anfang Februar 

vom Niederländer 
Erik Jan Hamel 
(Bild) geleitet. Der 
49-Jährige löst Mana-
ging Director Stefano 
Borghi ab, der nach 
drei Jahren nach Ita-
lien zurückkehrt. 

Hamel war 1994 zu 
Heineken gestossen 
und hatte verschie-

dene Führungsaufgaben inne. Zuletzt 
war er in Tschechien als Unternehmens-
leiter tätig. Heineken betreibt in der 
Schweiz zwei Brauereien in Chur und 
Luzern mit insgesamt rund 760 Mit-
arbeitenden.

Der internationale «Common Sense» 
darf nicht immer massgeblich sein 

Internationale Standards – darüber 
sind sich viele Akteure vor allem 
im Finanzbereich grundsätzlich 
einig – sind massgebliche Leit-

planken für die Regulierung. Urs Roh-
ner, der VR-Präsident der Credit Suis-
se, hat in einem Gastbeitrag in der 
NZZ mit dem Titel «Wertorientierter 
Pragmatismus» einmal begründet, 
weshalb sich die Schweiz nicht zuletzt 
in wohlverstandenem Eigeninteresse 
in die internationale Rechtsordnung 
einfügen sollte. Unter anderem hat er 
darauf verwiesen, dass es sich die 
Schweiz als hoch entwickeltes Land 
schon allein aus Reputationsgründen 
nicht leisten könne, etablierte inter-
nationale Standards, die auf einer 
gemeinsamen Überzeugung der Staa-
tengemeinschaft beruhen, nicht zu 
beachten und als Folge davon auf 
sogenannten schwarzen Listen auf-
geführt zu werden.
 
Diese Frage stellt sich nun auch 
hinsichtlich des Umgangs mit ge-
stohlenen Bankdaten. Die Praxis 
der Schweiz bei der Amtshilfe im 
Zusammenhang mit gestohlenen 
Daten soll gelockert und dafür das 
Steueramtshilfegesetz revidiert wer-
den. Neu soll auf Amtshilfeersuchen 
eingetreten werden können, falls ein 
ausländischer Staat solche Daten auf 
ordentlichem Amtshilfeweg oder 
aus öffentlich zugänglichen Quel-
len erhalten hat. 
 
Weiterhin nicht möglich soll 
die Amtshilfe sein, falls ein Staat 
gestohlene Daten ausserhalb 
eines Amtshilfeverfahrens aktiv 
erworben hat. Hat der ersu-
chende Staat die ursprüngli-
chen Daten aber nicht direkt 
vom Dieb erhalten, so soll Amts-
hilfe geleistet werden. Wenn also 

die Deutschen geklaute Daten kaufen, 
dem Dieb ein Zeugenschutzprogramm 
anbieten und dann die Daten an einen 
andern Staat liefern, dann ist es ir-
relevant, dass die Daten illegal erwor-
ben wurden. Diese Lösung wird des-
halb vorgeschlagen, weil die Schweiz 
Angst hat vor einem Länderexamen 
und vor schwarzen Listen.
 

Schwarze Listen internationaler Gre-
mien bilden eine Form des öffentli-
chen Prangers. Der Pranger war bis 
Mitte des 19. Jahrhunderts in Europa 
ein wichtiger Bestandteil des Strafens. 
Solche Listen bilden eine Art morali-
sche Sanktion, die insbesondere im 
internationalen Bereich Anwendung 
findet. Es wird eine soziale Kontrolle 
ausgeübt. So findet ein Zwang zur 
Integration und zur Regulierung statt, 
und zwar nicht auf integrativem Weg, 
sondern mit Ausgrenzung: Das angeb-
lich schwarze Schaf wird abgesondert, 
indem es als moralisch defizitär ge-
kennzeichnet wird. Das schreckt ab. 
Bewusst und gezielt wird mit dem 
Reputationsrisiko gearbeitet. Dies oft-
mals von Gremien, deren eigene Go-
vernance intransparent ist und deren 
Mitglieder teilweise zweifelhaft sind.
 
Ich finde es persönlich eine ziemlich 
schwache Leistung, wenn jemand, nur 

weil es von aussen gefordert wird, 
ganz grundsätzliche Prinzipien aus-
ser Acht lässt. Mit Verlaub, das kann 
man keinem Kind erklären: Die 
gestohlene Schoggi darf es durch-
aus geniessen, wenn jemand an-
ders sie gestohlen hat – und 
obwohl es weiss, dass sie geklaut 
wurde. Jedes halb begabte und 

gut erzogene Kind würde mich bei 
dieser Argumentation fragen, ob mir 

denn niemand Anstand beigebracht 
hat. Verlässlichkeit jedenfalls sieht 
anders aus.
 
Akzeptiertes (unanständiges) Ver-
halten ist kein Gradmesser der Ver-
nunft. Es ist daher falsch, wenn die 
Schweiz eine opportunistische Anpas-
sung an den Common Sense – zur 
Vermeidung von Reputationsrisiken 
vornimmt und dadurch ein sehr ge-
sundes Rechtsbewusstsein zerstört 

wird. Opportunismus korrumpiert und 
verdummt. Es braucht Rückgrat: Einer-
seits die wertebasierte und verantwor-
tungsvolle Beurteilung der eigenen 
Kultur und der Erziehung, die sich im 
Rechtsbewusstsein spiegeln, sowie an-
dererseits die innere Überzeugung und 
Bereitschaft, dass das Richtige richtig 
und recht im umfassenden Sinne getan 
werden wird. Das ist ein Zeichen von 
Eigenständigkeit und Verlässlichkeit.
 
Der Bundesrat macht geltend, dass 
eine ungenügende Note unter anderem 
auch die Glaubwürdigkeit der Schweiz 
in internationalen Gremien herabsetzen 
wird. Er begründet dies ausführlich. 
Allerdings setzt er sich nicht mit der 
Frage auseinander, dass damit ein inter-
nationales Downgrading bzw. eine Ero-
sion von grundlegenden Standards 
stattfindet – begründet eben mit inter-
nationalen Standards. Schielen nach 
Akzeptanz statt Eigenständigkeit und 
Widerspruch machen uns bedeutungs-
los. Es geht nämlich darum, sich nicht 
nur mit anerkannten, sondern vor allem 
mit anerkennungswürdigen Massstäben 
des Handelns auseinanderzusetzen. 
Das heisst aber eben auch, dass ganz 
grundlegende Spielregeln und Prinzi-
pien nicht aufgegeben werden dürfen, 
nur weil Dritte es so wollen. Vielmehr 
ist Widerspruch das Richtige.
 
Gestohlene Bankdaten bleiben ge-
stohlene Bankdaten. Und eben: Wer 
jedermanns Liebling sein will, ist jeder-
manns Depp – das hat Franz Josef 
Strauss zu Recht gesagt. Ich kenne 
keine Deppen mit nachhaltig guter 
Reputation.

MONIKA ROTH 
HINWEIS

Monika Roth (63) ist Professorin für Compliance 
und Finanzmarktaufsicht an der Hochschule 
Luzern – Wirtschaft.

im Finanzbereich grundsätzlich 
einig – sind massgebliche Leit-

planken für die Regulierung. Urs Roh-
ner, der VR-Präsident der Credit Suis-
se, hat in einem Gastbeitrag in der 
NZZ mit dem Titel «Wertorientierter 
Pragmatismus» einmal begründet, 
weshalb sich die Schweiz nicht zuletzt 
in wohlverstandenem Eigeninteresse 
in die internationale Rechtsordnung 
einfügen sollte. Unter anderem hat er 
darauf verwiesen, dass es sich die 
Schweiz als hoch entwickeltes Land 
schon allein aus Reputationsgründen 
nicht leisten könne, etablierte inter-
nationale Standards, die auf einer 
gemeinsamen Überzeugung der Staa-
tengemeinschaft beruhen, nicht zu 
beachten und als Folge davon auf 
sogenannten schwarzen Listen auf-sogenannten schwarzen Listen auf-sogenannten schwarzen Listen auf

Diese Frage stellt sich nun auch 
hinsichtlich des Umgangs mit ge-
stohlenen Bankdaten. Die Praxis 
der Schweiz bei der Amtshilfe im 
Zusammenhang mit gestohlenen 
Daten soll gelockert und dafür das 
Steueramtshilfegesetz revidiert wer-
den. Neu soll auf Amtshilfeersuchen 
eingetreten werden können, falls ein 
ausländischer Staat solche Daten auf 
ordentlichem Amtshilfeweg oder 
aus öffentlich zugänglichen Quel-

Weiterhin nicht möglich soll 
die Amtshilfe sein, falls ein Staat 
gestohlene Daten ausserhalb 
eines Amtshilfeverfahrens aktiv 
erworben hat. Hat der ersu-
chende Staat die ursprüngli-
chen Daten aber nicht direkt 
vom Dieb erhalten, so soll Amts-
hilfe geleistet werden. Wenn also 

anbieten und dann die Daten an einen 
andern Staat liefern, dann ist es ir-
relevant, dass die Daten illegal erwor-
ben wurden. Diese Lösung wird des-
halb vorgeschlagen, weil die Schweiz 
Angst hat vor einem Länderexamen 
und vor schwarzen Listen.

chen Prangers. Der Pranger war bis 
Mitte des 19. Jahrhunderts in Europa 
ein wichtiger Bestandteil des Strafens. 
Solche Listen bilden eine Art morali
sche Sanktion, die insbesondere im 
internationalen Bereich Anwendung 
findet. Es wird eine soziale Kontrolle 
ausgeübt. So findet ein Zwang zur 
Integration und zur Regulierung statt, 
und zwar nicht auf integrativem Weg, 
sondern mit Ausgrenzung: Das angeb
lich schwarze Schaf wird abgesondert, 
indem es als moralisch defizitär ge
kennzeichnet wird. Das schreckt ab. 
Bewusst und gezielt wird mit dem 
Reputationsrisiko gearbeitet. Dies oft
mals von Gremien, deren eigene Go
vernance intransparent ist und deren 
Mitglieder teilweise zweifelhaft sind.

Ich finde es persönlich
schwache Leistung, wenn jemand, nur 

weil es von aussen gefordert wird, 
ganz grundsätzliche Prinzipien aus
ser Acht lässt. Mit Verlaub, das kann 
man keinem Kind erklären: Die 
gestohlene Schoggi darf es durch
aus geniessen, wenn jemand an
ders sie gestohlen hat – und 
obwohl es weiss, dass sie geklaut 
wurde. Jedes halb begabte und 

gut erzogene Kind würde mich bei 
dieser Argumentation fragen, ob mir 

denn niemand Anstand beigebracht 
hat. Verlässlichkeit jedenfalls sieht 
anders aus.

Akzeptiertes (unanständiges) 
halten ist kein Gradmesser der Ver
nunft. Es ist daher falsch, wenn die 
Schweiz eine opportunistische Anpas
sung an den Common Sense – zur 
Vermeidung von Reputationsrisiken 
vornimmt und dadurch ein sehr ge
sundes Rechtsbewusstsein zerstört 

CH-6000 LUZERN 7 RÜTLIGASSE 1 +41 41 249 49 49
CH-8002 ZÜRICH TÖDISTRASSE 63 +41 44 299 49 49

www.reichmuthco.ch

VERANTWORTUNGSVOLL

«Wir glauben, dass wir als inhabergeführtes
Familienunternehmen mit unbeschränkt
haftenden Partnern die richtige Struktur
gefunden haben, um die Interessen von
Kunden, Mitarbeitern und Inhabern gleich
zu richten.»

Jürg Staub
unbeschränkt haftender Gesellschafter
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